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II/A Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen abgegeben. 
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II/B Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

 
II/B 1: Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 – Luftverkehr 

 

 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Luftrechtliche Belange sind durch die Planung nicht betroffen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 2: Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 – Verkehr – Integrierte 
Gesamtverkehrsplanung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Zu zusätzliche Verkehre infolge Autobahnsperrung und zu Abbiegeverkehre und zu 
Leistungsfähigkeit (Wartezeiten) 

Die verkehrlichen Auswirkungen der geplanten Entwicklung wurden im Rahmen einer 
Verkehrsuntersuchung ermittelt und bewertet.  

Zur Beschreibung der vorhandenen Verkehrssituation wurde an dem Knotenpunkt 
Berliner Straße/Teltower Straße am 15. November 2016 eine Verkehrszählung in 
Form einer Knotenstromerhebung durchgeführt. Darüber hinaus wurden von der 
Stadt Leverkusen im Juli 2018 die Ergebnisse einer Verkehrszählung vom 30. März 
2017 zur Verfügung gestellt. Es zeigt sich, dass die Zählwerte vom 30. März 2017 
gegenüber den Zähldaten vom 15. November 2016 insbesondere in den beiden 
Geradeausströmen der Berliner Straße sowohl im Pkw-Verkehr als auch im 
Schwerverkehr deutlich höher ausfallen. 

Dies ist gegebenenfalls auf Ausweichverkehre der Autobahn A1 im Zuge des 
Neubaus der Rheinbrücke zurückzuführen. Zur Beschreibung der 
Verkehrsanalysesituation wurden daher die höheren Zählwerte vom 30. März 2017 
zugrunde gelegt. 

Im Zuge der Prüfung der Leistungsfähigkeit des angrenzenden Verkehrsnetzes 
wurden folgende relevante Knotenpunkte betrachtet: 

- Berliner Straße/Teltower Straße 

- Teltower Straße/Zufahrt Einzelhandel  

- Teltower Straße/Zufahrt Wohnen/Praxen 

- Berliner Straße/Zufahrt Einzelhandel 
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Demnach wird für die einzelnen Abbiegespuren an den vier Kreuzungspunkten in der 
Regel eine Leistungsfähigkeit der Stufe A gemäß Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen festgestellt. Lediglich für Linksabbieger von der Teltower 
Straße in die Berliner Straße ergibt sich in der Morgenspitze eine Leistungsfähigkeit 
der Stufe B (entspricht dem Wert für die Bestandssituation) sowie in der 
Nachmittagsspitze der Stufe D (Bestand: Stufe C). Für die jeweils kombinierten 
Fahrspuren als Mischstrom ist die Verkehrsqualität unter den prognostizierten Kfz-
Belastungen zumindest als befriedigend (Stufe C) zu bezeichnen. 

Wegen der Sperrung der Rheinbrücke Leverkusen (A1/E37) für alle Kraftfahrzeuge 
˃3,5 t und insbesondere nach der Errichtung der Schrankenanlage im Herbst 2016, 
hat sich u. a. im Bereich Berliner Straße die Verkehrslage verschlechtert. Die Berliner 
Straße gehört z. B. neben der Burscheider Straße zu den Verkehrswegen im 
Stadtgebiet, die die staubedingten Ausweichverkehre (v. a. aus der A1 - Strecke 
Burscheid – Kreuz Leverkusen) aufnehmen müssen.  

Zur dauerhaften Sicherung einer leistungsfähigen Verkehrsabwicklung am 
Knotenpunkt Teltower Straße/Berliner Straße verpflichtet sich die Vorhabenträgerin 
daher die dafür erforderlichen Maßnahmen (Anpassung der Lichtsignalanlage (LSA) 
und Einrichtung einer Vorrangschaltung an der Berliner Straße zur Einmündung 
Teltower Straße) vorzunehmen. Die erforderlichen Maßnahmen werden durch das 
Ingenieurbüro Ambrosius und Blanke festgelegt. Die Vorhabenträgerin verpflichtet 
sich diesbezüglich, ein Schutzrohr für eine mögliche signaltechnische Nachrüstung 
im Bereich der Ein-/Ausfahrt der Berliner Straße im Bürgerstieg der Berliner Straße 
von der Einmündung Teltower Straße bis zur Zufahrt herzustellen. Die 
Vorhabenträgerin verpflichtet sich ferner, die Aufwendungen für die Erstellung der 
Beschilderung zu tragen, die durch das Vorhaben erforderlich wird. Entsprechende 
Regelungen werden in den Durchführungsvertrag aufgenommen. 

Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kann somit das mit Umsetzung des 
Bebauungsplanes hervorgerufene Verkehrsaufkommen leistungsfähig abgewickelt 
werden. Eine Beeinträchtigung angrenzender Bestandsstrukturen ist nicht zu 
erwarten. 

 

Zu Konflikte im Rahmen der Planung 

Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die 
Zufahrten im Plangebiet wurden die Schleppkurven für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger 
Sattelzug, Motorwagen mit Zentralachsenanhänger) und Pkw überprüft. Hinsichtlich 
des Lieferverkehrs wurde die Situation für die engeren Kurvenradien für 
Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten sowie Ausfahrt Richtung Westen) betrachtet.  

Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der 
Fahrspur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Hinsichtlich der 
Anliefervorgänge ist vorgesehen, dass die Fahrzeuge vorwärts von der Berliner 
Straße auf die Parkplatzfläche einfahren und von hieraus rückwärts in die überdachte 
Anlieferzone setzen. Die entsprechend erforderlichen Schleppkurven wurden im 
Rahmen des Verkehrsgutachten ermittelt. Die Parkplatzfläche bietet demnach 
ausreichend Raum für die erforderlichen Wendevorgänge (ohne Inanspruchnahme 
des nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). In den Durchführungsvertrag wird 
zudem ein Passus aufgenommen, wonach die Vorhabenträgerin mit den Mietern der 
Gewerbeeinheiten im Untergeschoss vertraglich zu vereinbaren hat, dass die 
Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf den durch Anlieferungen ausgelösten 
Rangierbetrieb der Lastkraftwagen (Lkw) nach den Erfordernissen des dem 
Bebauungsplan zugrundeliegenden Verkehrsgutachtens eingehalten werden. 
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Aufgrund der relativ kurzen Abschnitte, die die Lkw rückwärts fahren müssen, ist mit 
einer nennenswerten Gefährdung der anderen Verkehrsteilnehmer nicht zu rechnen.  

In den Durchführungsvertrag wird zudem ein Passus aufgenommen, wonach die 
Vorhabenträgerin mit den Mietern der Gewerbeeinheiten im Untergeschoss 
vertraglich zu vereinbaren hat, dass die Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf den 
durch Anlieferungen ausgelösten Rangierbetrieb der Lastkraftwagen (Lkw) nach den 
Erfordernissen des dem Bebauungsplan zugrundeliegenden Verkehrsgutachtens 
eingehalten werden. 

Dieser Regelung wird durch die Beteiligten zugestimmt. Weitergehende Regelungen 
zu dieser Thematik sind nicht erforderlich. 

Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird 
eine geringfügige Inanspruchnahme der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte 
Beeinflussung des Verkehrsflusses auf der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu 
befürchten. Eine Ausfahrt des Lieferverkehrs nach links ist nicht vorgesehen. Für die 
Ausfahrt kann zudem auch die Teltower Straße genutzt werden, wodurch ein Beitrag 
zur Vermeidung von Konflikten auf der Berliner Straße geschaffen wird. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Stellungnahme wird in Teilen 
gefolgt. 
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II/B 3: Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 – Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 

 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Belange der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung sind durch die 
Planung nicht betroffen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 4: Bezirksregierung Köln, Dezernat 35.4 – Denkmalschutz 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Belange der Bezirksregierung in Fragen des Denkmalschutzes sind nicht betroffen 
durch die Planung nicht betroffen. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 5: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung  
Die im Geh- bzw. Fahrbahnbereich vorhandenen Stromleitungen werden im Rahmen 
der Erschließungsplanung in Abstimmung mit den jeweiligen Versorgungsträgern 
berücksichtigt. Die Leitungen sind bereits über öffentliche Straßenverkehrsflächen 
planungsrechtlich gesichert, sodass weitere Maßnahmen auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung nicht erforderlich sind. 
Sofern Teile der heute öffentlichen Erschließung und dessen Leitungstrassen künftig 
in das private Vorhaben einbezogen werden (etwa im Bereich der Charlottenburger 
Straße) werden diese zulasten der Eingriffsverursacher umgelegt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 6: Deutsche Bahn AG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gegen die Planung bestehen seitens der Deutschen Bahn AG keine Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 7: Deutsche Telekom Technik GmbH (1) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung werden keine Gebäudehöhen von über 35 m vorbereitet. 
Richtfunktrassen der Telekom sind somit nicht betroffen. Die Firma Ericsson 
Services GmbH wurde im Verfahren beteiligt. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 8: Deutsche Telekom Technik GmbH (2) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Einbindung der Leitungsträger zu Leitungsneuverlegung oder 
Leitungsverlegungen erfolgt üblicherweise im Rahmen der weiteren Ausführungs- 
und Erschließungsplanung. Es ist ein Ausbauvertrag vorgesehen. Der Festsetzung 
einer Leitungstrasse zugunsten der Telekom oder sonstiger privater Leitungsträger 
kann im Rahmen des Bebauungsplanes nicht nachgekommen werden. 
 
Wenn das Vorhaben notwendige Leitungsverlegungen auslöst, werden die 
Aufwendungen hierzu auf die Eingriffsverursacher umgelegt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 9: Ericsson Services GmbH 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Gegen die Planung bestehen seitens der Ericsson Services GmbH keine Bedenken. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde im Verfahren beteiligt. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 10: Gascade Gastransport GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der Gascade Gastransport GmbH betroffen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 11: Geologischer Dienst NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Für den Entwurf, die Bemessung und die Konstruktion baulicher Anlagen des 
üblichen Hochbaus aus Stahlbeton, Stahl, Holz oder Mauerwerk in deutschen 
Erdbebengebieten ist mittlerweile die DIN EN 1998 maßgeblich. Diese ersetzt die 
bislang geltenden Normen DIN 4149-1 Beiblatt 1:1981-04, DIN 4149-1/A1:1992-12, 
DIN 4149-1:1981-04. 

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde bereits ein Hinweis auf die Lage des 
Plangebietes in Erdbebenzone 0 und der geologischen Untergrundklasse R 
aufgenommen. Die hieraus resultierenden baulichen Anforderungen ergeben sich 
aus den einschlägigen DIN-Normen und rechtlichen Vorgaben. Über die rechtlichen 
Anforderungen hinausgehende Regelungen in Bezug auf die bautechnische 
Ausführung und Statik der Gebäude sind nicht Regelungsinhalt der Bauleitplanung. 

Der Planbereich wird der Erdbebenzone 0 zugeordnet. Unterdessen wird die 
dringende Empfehlung gegeben, die Gebäude der Bedeutungskategorie III und IV 
den technischen Regelwerken der Erdbebenzone I zuzuordnen. Gemäß DIN 4149 
(Entwurf) ist das Projekt bis Bedeutungskategorie II zuzuordnen weil es sich hier um 
gewöhnliche Bauten oder gewöhnliche Wohngebäude handelt. Besonderer 
Schutzmaßnahmen bedarf es daher nicht. 

Weiterer Regelungs- bzw. Klarstellungsbedarf auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung wird daher nicht gesehen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 12: Industrie- und Handelskammer 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die IHK unterstützt das Projekt mit der Zielsetzung, bisher abfließende Kaufkraft 
nunmehr am Ort des Bedarfs zu binden. Die durch das Einzelhandelsgutachten 
dargelegte Form der Verkaufsflächenbegrenzung wird nachvollziehbar dargelegt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 13: LVR – Amt  für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Seitens des LVR – Amt für Bodendenkmalpflege bestehen keine Bedenken.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 14: Pledoc GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der Pledoc GmbH betroffen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 15: Polizei NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Polizei NRW bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Die 
Hinweise zur Kriminalprävention werden an den Vorhabenträger weitergeleitet und 
im Rahmen der Ausführungsplanung geprüft.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



 

 

32 
 

II/B 16: Straßen NRW 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Durch die Planung sind keine Belange des Landesbetriebs Straße NRW betroffen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 17: Technische Betriebe Leverkusen 
 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Technischen Betriebe Leverkusen bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. In der Stellungnahme vom 14.11.2018 wurde geäußert, dass das 
Plangebiet vollständig durch das städtische Entwässerungssystem erschlossen ist. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 18: Thyssengas GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der Thyssengas GmbH betroffen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 19: Vodafone (1) 

 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Durch die Planung sind keine Belange der Vodafone GmbH / Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH betroffen. Die Abstimmung der Leitungsverlegungen erfolgt im 
Rahmen der weiteren Ausführungs- und Erschließungsplanung. Im Rahmen des 
kommenden Ausbauvertrages werden die üblichen Beteiligungen der Leitungsträger 
vorgenommen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 20: Vodafone (2) 

 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Durch die Planung sind keine Belange der Vodafone GmbH / Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH betroffen. Die Abstimmung der Leitungsneuverlegungen erfolgt 
im Rahmen der weiteren Ausführungs- und Erschließungsplanung. 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 21: Vodafone (3) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Die Vodafone GmbH/Vodafone Kabel Deutschland GmbH erkennt keine 
gegensätzlichen Belange gegenüber der Planung und dem eigenen Leitungsnetz. 
Die Abstimmung der Leitungsneu- oder Leitungsverlegungen erfolgt im Rahmen der 
weiteren Ausführungs- und Erschließungsplanung. Im Rahmen des kommenden 
Ausbauvertrages wird die sonst übliche Beteiligung der Leitungsträger 
vorgenommen. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 22: Westnetz GmbH 

(E-Mail vom 27.10.2020) 
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Netzdaten FTTx 

 

 

Netzdaten Gas 
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Netzdaten Strom 

 

 

Netzdaten Wärme 
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Netzdaten Wasser 

 

 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die Planung sind keine Belange der Westnetz GmbH betroffen. Es sind weder 
betroffene Bereiche gekennzeichnet (orange Darstellung in den Anlageplänen) noch 
können konkrete Auskünfte erteilt werden. In den anliegenden Netzplänen sind keine 
nennenswerten Leitungen eingetragen. Die Abstimmung der Leitungsverlegung 
erfolgt im Rahmen der weiteren Ausführungs- und Erschließungsplanung. Es ist ein 
Ausbauvertrag vorgesehen. Danach erfolgt die für dieses Verfahren übliche 
Beteiligung. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 23: WFL GmbH 
 

 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Planung wird seitens der WFL GmbH begrüßt. Es wird hervorgehoben, dass 
durch die Projektansiedlung eine Verringerung des Verkehrs (Kfz) durch wegfallende 
Einkaufsfahrten in benachbarte Stadtteile erzielt werden kann. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 24: Stadt Bergisch Gladbach 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Bergisch Gladbach bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 25: Stadt Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Das Einzelhandelsgutachten der Cima Beratung + Management GmbH wurde im 
weiteren Verfahren auf Grundlage neuer verfügbarer Daten (insbesondere zur 
einzelhandelsrelevanten Kaufkraft) aktualisiert. Dadurch ergeben sich lediglich 
marginale Veränderungen hinsichtlich der prognostizierten Umsatzumverteilung. Die 
seitens der Stadt Burscheid angenommenen Umsatzverteilungswerte bleiben im 
Wesentlichen unverändert. Insbesondere hinsichtlich der Drogerie- und 
Parfümeriewaren wird der Schwellenwert der Umsatzverteilung von 10 % deutlich 
unterschritten. Somit werden durch die Planungen weiterhin keine für die Stadt 
Burscheid relevanten Umsatzumverteilungen hervorgerufen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 26: Stadt Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Köln bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 27: Stadt Monheim 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Monheim bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C Stellungnahmen der Dienststellen der Stadt Leverkusen 
 
II/C 1: Fachbereich 01 – Oberbürgermeister, Rat und Bezirke 

(E-Mail vom 09.10.2020) 

 

 

Stellungnahme 
Für 01 Fehlanzeige 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereiches 01 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 2: Fachbereich 02 – Konzernsteuerung/Liegenschaften 

(E-Mail vom 13.10.2020) 

 
Stellungnahme 
In der Vorlage zum o.g. B-Plan heißt es: 
„Im Rahmen der öffentlichen Erschließungsflächen im Eigentum der Stadt 
Leverkusen finden geringfügige Arrondierungen statt, die einen Flächentausch mit 
der Stadt erforderlich machen“. 
  
Aus Sicht der Liegenschaften bitte ich diesbezüglich um frühzeitige Einbindung. 
Welche Flächen wären von einem Tausch konkret betroffen? 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Vorhabenträgerin ist Eigentümerin der Flurstücke 40, 139, 143 in der Flur 30 der 
Gemarkung Steinbüchel. Bezüglich einer Teilfläche von ca. 124 m² aus dem 
Flurstück 142 in vorbezeichneter Flur und Gemarkung soll ein Erwerb von der Stadt 
durch einen Grundstückstausch stattfinden. Die Vorhabenträgerin wird im Wege des 
Tauschverfahrens eine noch zu vermessende Grundstücksfläche von ca. 107 m² aus 
den Parzellen Nr. 40 und 139 an die Stadt Leverkusen abgeben. Die zu tauschenden 
Flächen wurden vorbesprochen, die erforderliche Grundstücksneuordnung zwischen 
Vorhabenträger und Stadt wird über den Durchführungsvertrag und dem hierzu 
folgenden Ausbauvertrag vorbereitet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C 3a: Fachbereich 322 – Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu 1. Artenschutz 
Aus artenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Zu 2. Klima / Luft 
Der Begriff „nicht-lokaler Klimaschutz“ wird in den Plandokumenten allgemein in 
„Klimaschutz“ geändert. 
 
Zu 3. Wasser 
Im Rahmen der Stellungnahme vom 14.05.2020 wurde auf folgende Sachverhalte 
hingewiesen: 
 

- Die Sicherung der abwassertechnischen Erschließung ist nachzuweisen. 
- Die Dachbegrünung und die Schaffung von Vegetationsflächen wird aus Sicht 

des Wasserhaushaltes ausdrücklich befürwortet. Diese Flächen sind zu 
ermitteln und im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 und 16a 
festzusetzen. 

- In der Begründung wird auf ein Wasserschutzgebiet Leverkusen-Steinbüchel 
hingewiesen. Ein solches Wasserschutzgebiet ist nicht existent. Allerdings gibt 
es einen Grundwasserkörper mit dem Namen „Tertiär der östlichen 
Randstaffel der Niederreihnischen Bucht.“ 

- Die Baugrund- und Gründungsbeurteilung ist schlüssig dargelegt, sodass ein 
Versickerung nach § 44 Landeswassergesetz nicht weiter gefordert wird. 

- Es wird empfohlen im Bauantragsverfahren frühzeitig Kontakt zur Unteren 
Wasserbehörde aufzunehmen (Wasserhaltungsthematik und Gründung). 
 

Folgendes ist dazu auszuführen: 
 
Die Ableitung des im Plangebiet anfallenden Schmutz- und Regenwassers erfolgt im 
Trennsystem über die vorhandene Kanalisation in den umliegenden Straßen. Seitens 
der Technischen Betriebe Leverkusen werden aus entwässerungstechnischer Sicht 
keine Bedenken gegen die Planung vorgetragen. Die vorhandenen Kanäle sind für 
das geplante Vorhaben ausreichend dimensioniert. 
 
Die im Rahmen des Vorhabens vorgesehene Dachbegrünung wird durch 
entsprechende Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gesichert. So 
sind die Dachflächen baulicher Anlagen mit Flachdach mit einer Höhe oberhalb von 
118,0 m ü NHN mit einer extensiven Dachbegrünung (Aufbauhöhe mind. 10 cm zzgl. 
Drainageschicht) zu versehen. Diese Festsetzung betrifft die vier projektierten auf 
den Dachflächen der Handelsnutzungen und Garagengeschosse aufstehenden 
Gebäude im sonstigen Sondergebiet (SO). Im Übrigen sind im sonstigen 
Sondergebiet (SO) die Dachflächen baulicher Anlagen mit Flachdach mit einer 
Substratschicht von mindestens 60 cm zu versehen und, sofern sie nicht für eine 
andere zulässige Nutzung benötigt werden (z. B. Wege, Terrassen oder Stellplätze), 
intensiv zu begrünen. Durch diese Festsetzung wird die intensive Begrünung der 
Dachflächen der Handelsnutzungen und Garagengeschosse vorbereitet. Diese 
Festsetzung erfolgt auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB (Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen), da es sich bei der 
Dachbegrünung nicht ausschließlich um Flächen für die Abwasserbeseitigung, 
einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser im Sinne 
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des § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB bzw. um Flächen für die Wasserwirtschaft im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB handelt. 
 
Die Ausführungen in Kapitel 2.3.4 des Umweltberichtes in Bezug auf die Existenz 
von Wasserschutzgebieten und Grundwasserkörpern wurden korrigiert. Es wird auf 
die Existenz des Grundwasserkörpers „Tertiär der östlichen Randstaffel der 
Niederrheinischen Bucht“ hingewiesen. Eine Betroffenheit durch die vorliegende 
Planung kann ausgeschlossen werden. 
 
Die Stellungnahme zur Baugrund- und Gründungsbeurteilung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 4.  Altlasten 
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche 
Bodenveränderungen im Plangebiet vor. 
 
Zu 5. Vorsorgender Bodenschutz 
Aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehörde bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. 
 
Zu 6. Gewerblicher Immissionsschutz 
 
Zu Tiefgarage und haustechnische Anlagen 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden umfassende Festsetzungen zur 
Umsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen zum Schutz vor Verkehrslärm 
getroffen. 
Eingehendere Regelungen bedürfen detailgenauerer Planungsgrundlagen über Art 
und Maß der technischen Anlagen gegenüber den der Wohnnutzung dienenden 
Gebäudeöffnungen. Auch die Verwendung schallabsorbierender 
Deckenverkleidungen im Bereich der Tiefgaragenzufahrten kann eine mögliche 
Maßnahme zur Einhaltung des erforderlichen Immissionsschutzes sein, sofern diese 
zur Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte der vorhandenen und 
projektierten Wohnbebauung erforderlich werden. 
Die Planungseinzelheiten liegen derzeit nicht vor. Entsprechende Nachweise über 
die Einhaltung der entsprechenden Richtwerte sind somit im Rahmen der 
Bauanträge zu erbringen. Danach ist sicherzustellen, dass gegenüber 
schutzbedürftigen Wohnnutzungen die immissionswirksamen Schallleistungspegel 
einzuhalten und keine Einzeltonhaltigkeiten im Sinne der DIN 45681 sowie keine 
tieffrequenten Geräuschimmissionen gemäß DIN 45680 auftreten. 
 
Zu Parkplatz 
Die Anzahl und Anordnung der im Plangebiet vorgesehen Stellplätze ergibt sich 
unmittelbar aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan. Für Einzelhandelsnutzungen 
sind demnach 23 oberirdische, nicht überdachte Stellplätze im Bereich der 
vorgelagerten Stellplatzfläche vorgesehen. Auf den Dachflächen der 
Handelsnutzungen sind 12 oberirdische, nicht überdachte Stellplätze für die 
Wohnnutzungen vorgesehen – davon je sechs als Längsparker entlang einer Zufahrt 
zwischen den beiden geplanten östlichen Wohngebäuden sowie als Querparker im 
östlichen Verlauf der Charlottenburger Straße. Alle weiteren Stellplätze werden in 
den beiden Garagengeschossen verortet. 
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Zu Lkw-Anlieferungen 
Die Anzahl der Lkw-Anlieferungen für den Lebensmittelmarkt und den Drogeriemarkt 
soll auf insgesamt fünf in der Zeit von 6:00 Uhr bis 20:00 begrenzt werden. Die 
Regelungen werden in den Durchführungsvertrag aufgenommen. Ferner werden sie 
Bestandteil der Bauanträge sein. An Sonn- und Feiertagen soll keine Anlieferung 
stattfinden. 
 
Für den Lebensmittelmarkt und den Drogeriemarkt sind täglich fünf Lkw-
Anlieferungen vorgesehen. Der Anlieferverkehr soll über die Zufahrt an der Berliner 
Straße in das Plangebiet geleitet werden. Um die Anlieferungsprozesse möglichst 
störungsfrei für den sonstigen Verkehr abwickeln zu können wird im Erdgeschoss 
zwischen dem geplanten Lebensmittelmarkt sowie dem unteren Parkdeck eine 
integrierte Anlieferzone vorgesehen. Im Sinne der Verkehrssicherheit und zum 
Schutz der umliegenden Gebäude – insbesondere dem denkmalgeschützten Bau der 
Berliner Straße 39 – werden im Plangebiet teilweise Poller entlang der 
Fahrbahnbegrenzungen aufgestellt. 
Die Lieferfahrzeuge fahren rückwärts in die Lieferzone ein. Die Entladung erfolgt über 
das Fahrzeugheck mittels Ladebordwänden oder bauseitig vorhandener fester 
Laderampen oder Hubtische.  
 
Zu 7. Abfall 
 
Zu schutzgutbezogene Informationen 
Die Anforderungen in Bezug auf die Stellflächen für Abfallsammelbehälter werden im 
Rahmen der Freiraumplanung gemäß den Vorgaben der Abfallentsorgungssatzung 
(AES) der Stadt Leverkusen berücksichtigt. Gemäß § 16 Abs. 4 AES sind bei der 
Bebauung von Grundstücken, bei Umbauten, Erweiterungen und 
Nutzungsänderungen von Gebäuden oder Grundstücksteilen von bebauten 
Grundstücken bereits bei der Planung die Anlage von ausreichend Standplätzen für 
die erforderlichen Abfallbehälter – einschließlich absehbarer Erweiterungsflächen für 
Belange der Abfallwirtschaft – vorzusehen. 
Für die vier aufstehenden Wohngebäude im sonstigen Sondergebiet (SO) wird auf 
diese Grundlage jeweils ein Müllstellplatz in der Nähe des jeweiligen Hauseinganges 
vorgesehen. Im Vorhaben- und Erschließungsplan werden hierfür entsprechende 
Flächen vorgehalten. Die Müllstellplätze werden mit Stabgitterzäunen eingefasst und 
mit einem Sichtschutz versehen, sodass diese hinreichend von den umliegenden 
Grün- und Freifläche abgeschirmt werden.  
Die Errichtung von Unterflur- oder Halbunterflurcontainern steht im Konflikt mit den 
vorgesehenen Garagengeschossen. 
Der Zugang zu den Müllstellplätzen erfolgt jeweils von den Freiflächen innerhalb des 
Plangebietes aus. Die Mülltonnen sollen jeweils am Vorabend des Abholtages an der 
Charlottenburger Straße aufgestellt werden. Dafür wird im Rahmen des Vorhabens 
die Installation eines Hausmeisterdienstes vorgesehen. Für alle Müllstandorte für die 
Wohnnutzungen besteht ein barrierefreier Zugang zur Charlottenburger Straße. Die 
dafür vorgesehenen Rampen werden mit einem Gefälle von maximal 5 % auf einer 
Länge von maximal 5 m ausgebildet. Eine Platzierung der Müllaufstellflächen 
unmittelbar an den erschließenden Verkehrsflächen ist somit nicht erforderlich. Die 
Entleerung der Container wird ohne nennenswerte Beeinträchtigungen des 
Verkehrsflusses möglich sein. 
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Für den Handels- und Dienstleistungsbetrieb wird ein Müllstellplatz östlich des 
Gebäudekomplexes an der Berliner Straße vorgesehen. Dieser weist ausreichend 
Raum auf, um die Anforderungen an die Abfalltrennung zu erfüllen. Die Abholung 
durch die Abfallwirtschaftsbetriebe erfolgt über die Berliner Straße. 
 
Zu Entsorgung von Bodenaushub 
In den Bereichen mit Bodenauffüllungen werden Eingriffe in den Boden 
fachgutachterlich begleitet. Die Untere Abfallwirtschaftsbehörde Leverkusen wird im 
Zusammenhang mit dem Rückbau der Bestandsgebäude im Vorfeld der 
Bautätigkeiten beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahmen werden teilweise berücksichtigt. 
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II/C 3b: Fachbereich 322 – Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Hinweis: Diese ergänzende Stellungnahme durch Amt 32 ist am 17.02.2021 und 
somit  im Nachgang der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB eingegangen. Gegenüber den bisher vorgelegten Äußerungen 
durch Amt 32 wurden hier die Ausführungen zu den Themen Artenschutz und Abfall 
ergänzt. Im Übrigen entsprechend die Inhalte den Ausführungen der Stellungnahme 
vom 20.11.2020 (siehe II/C 3a). 
 
Zu 1. Natur und Landschafts- / Artenschutz 
Das Plangebiet stellt sich, bis auf wenige Grünflächen entlang der Charlottenburger 
und der Berliner Straße, ausschließlich als versiegelte Fläche, aus Verkehrs- und 
Gebäudestrukturen dar. Aufgrund der hohen Versiegelung stellt sich das Plangebiet 
hinsichtlich der biologischen Vielfalt als arten- und strukturarm dar. Aufgrund der 
geringen Lebensraumqualität kommt dem Plangebiet lediglich eine sehr geringe 
Bedeutung als Lebensraum zu. Im Rahmen einer Artenschutzprüfung wurden keine 
planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten im Plangebiet festgestellt. 
 
Um das verbleibende Risiko einer Gefährdung von geschützter Arten im Plangebiet 
im Zuge der Abrissarbeiten, insbesondere von Fledermäusen und Vögeln in den 
Spalten unter den Dachtraufen, gänzlich auszuschließen, verpflichtet sich die 
Vorhabenträgerin zu der Durchführung einer ökologischen Baubegleitung. Eine 
entsprechende Regelung wird in den Durchführungsvertrag aufgenommen. Dieses 
Vorgehen wurde einvernehmlich mit Fachbereich Umwelt der Stadt Leverkusen 
abgestimmt.  
 
Zu 2. Vorsorgender Lärmschutz 
Aus Sicht des vorsorgenden Lärmschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. 
 
Zu 3. Klima / Luft 
Die Ausführungen in der Begründung werden entsprechen der Einführung des 
Gebäudeenergiegesetzes angepasst. 
 
Zu 4. Bodenschutz / Altlasten 
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche 
Bodenveränderungen im Plangebiet vor. 
 
Zu 5. Vorsorgender Bodenschutz 
Aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehörde bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. 
 
Zu 6. Wasser 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Aus wasserrechtlicher Sicht sowie 
aus Sicht des Hochwasserschutzes bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Die Ableitung des im Plangebiet anfallenden Schmutz- und Regenwassers erfolgt im 
Trennsystem über die vorhandene Kanalisation in den umliegenden Straßen. Seitens 
der Technischen Betriebe Leverkusen werden aus entwässerungstechnischer Sicht 
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keine Bedenken gegen die Planung vorgetragen. Die vorhandenen Kanäle sind für 
das geplante Vorhaben ausreichend dimensioniert. 
 
Die im Rahmen des Vorhabens vorgesehene Dachbegrünung wird durch 
entsprechende Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gesichert. So 
sind die Dachflächen baulicher Anlagen mit Flachdach mit einer Höhe oberhalb von 
118,0 m ü NHN mit einer extensiven Dachbegrünung (Aufbauhöhe mind. 10 cm zzgl. 
Drainageschicht) zu versehen. Diese Festsetzung betrifft die vier projektierten auf 
den Dachflächen der Handelsnutzungen und Garagengeschosse aufstehenden 
Gebäude im sonstigen Sondergebiet (SO). Im Übrigen sind im sonstigen 
Sondergebiet (SO) die Dachflächen baulicher Anlagen mit Flachdach mit einer 
Substratschicht von mindestens 60 cm zu versehen und, sofern sie nicht für eine 
andere zulässige Nutzung benötigt werden (z. B. Wege, Terrassen oder Stellplätze), 
intensiv zu begrünen. Durch diese Festsetzung wird die intensive Begrünung der 
Dachflächen der Handelsnutzungen und Garagengeschosse vorbereitet. Diese 
Festsetzung erfolgt auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB (Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen), da es sich bei der 
Dachbegrünung nicht ausschließlich um Flächen für die Abwasserbeseitigung, 
einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser im Sinne 
des § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB bzw. um Flächen für die Wasserwirtschaft im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB handelt. 
 
Zu 7. Immissionen 
Die Stellungnahem wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine 
immissionsschutzrechtlichen Bedenken gegen die Planung geäußert. 
 
Zu 8. Abfall 
 
Zu schutzgutbezogene Informationen 
Die Anforderungen in Bezug auf die Stellflächen für Abfallsammelbehälter werden im 
Rahmen der Freiraumplanung gemäß den Vorgaben der Abfallentsorgungssatzung 
(AES) der Stadt Leverkusen berücksichtigt. Gemäß § 16 Abs. 4 AES sind bei der 
Bebauung von Grundstücken, bei Umbauten, Erweiterungen und 
Nutzungsänderungen von Gebäuden oder Grundstücksteilen von bebauten 
Grundstücken bereits bei der Planung die Anlage von ausreichend Standplätzen für 
die erforderlichen Abfallbehälter – einschließlich absehbarer Erweiterungsflächen für 
Belange der Abfallwirtschaft – vorzusehen. 
Für die vier aufstehenden Wohngebäude im sonstigen Sondergebiet (SO) wird auf 
diese Grundlage jeweils ein Müllstellplatz in der Nähe des jeweiligen Hauseinganges 
vorgesehen. Im Vorhaben- und Erschließungsplan werden hierfür entsprechende 
Flächen vorgehalten. 
Der Zugang zu den Müllstellplätzen erfolgt jeweils von den Freiflächen innerhalb des 
Plangebietes aus. Die Mülltonnen sollen jeweils am Vorabend des Abholtages an der 
Charlottenburger Straße aufgestellt werden. Dafür wird im Rahmen des Vorhabens 
die Installation eines Hausmeisterdienstes vorgesehen. Für alle Müllstandorte für die 
Wohnnutzungen besteht ein barrierefreier Zugang zur Charlottenburger Straße. Die 
dafür vorgesehenen Rampen werden mit einem Gefälle von maximal 5 % auf einer 
Länge von maximal 5 m ausgebildet. Eine Platzierung der Müllaufstellflächen 
unmittelbar an den erschließenden Verkehrsflächen ist somit nicht erforderlich. Die 
Entleerung der Container wird ohne nennenswerte Beeinträchtigungen des 
Verkehrsflusses möglich sein. 
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Eine Verlegung des Müllstellplätze wäre mit deutlich weiteren Entfernungen zu den 
jeweiligen Wohnungen und somit mit einem deutlich höheren Aufwand für die 
Bewohner in Bezug auf die Abfallentsorgung verbunden.  
Diese Vorgehen wurde einvernehmlich mit dem Fachbereich Umwelt der Stadt 
Leverkusen abgestimmt. 
 
Zu Entsorgung von Bodenaushub 
In den Bereichen mit Bodenauffüllungen werden Eingriffe in den Boden 
fachgutachterlich begleitet. Die Untere Abfallwirtschaftsbehörde Leverkusen wird im 
Zusammenhang mit dem Rückbau der Bestandsgebäude im Vorfeld der 
Bautätigkeiten beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahmen werden teilweise berücksichtigt. 
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II/C 4: Fachbereich 363 – Ordnung und Straßenverkehr 
 

  

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Verkehrsrechtliche Bedenken werden nicht vorgebracht. Über den kommenden 
Ausbauvertrag kann die erneute Einbindung der berührten Fachbereiche 
sichergestellt werden.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 5: Fachbereich 51 – Kinder und Jugend 

(E-Mail vom 13.10.2020) 

 
 
Stellungnahme 
Bzgl. der o.g. Beteiligung verweise ich auf meine Stellungnahme vom 16.11.2018, 
die ich Ihnen noch einmal angehangen habe. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Eine Kindertagesstätte ist nicht Bestandteil der vorliegenden Planung. Ziel der Stadt 
Leverkusen ist es, mit der vorliegenden Planung neben der Aktivierung des 
Nahversorgungszentrums die hohe Wohnraumnachfrage in Leverkusen zu decken.  
 
Das Plangebiet stellt sich darüber hinaus aufgrund der erforderlichen 
Rahmenbedingungen als Standort für eine Kinderbetreuungseinrichtung als nicht 
geeignet dar. Für die genannten Bedarfe an Betreuungsplätzen ist ein erhöhter 
Flächenbedarf notwendig. Auch gehen mit einer Kita-Nutzung in dieser 
Größenordnung aufgrund der damit erzeugten Verkehrsmengen wesentliche 
Auswirkungen auf den Straßenverkehr einher.  
 
Um der Nachfrage nach neuen Standorten für Kindertagesstätten gerecht zu werden, 
hat der Rat der Stadt Leverkusen am 16.10.2017 einen Grundsatzbeschluss 
„Tageseinrichtungen für Kinder in Leverkusen – Grundsatzbeschluss über Neubau-, 
Anbau und Umbaumaßnahmen zur Gewährleistung des Rechtsanspruches und 
Erreichung einer bedarfsgerechten Versorgung von Kindern im Alter zwischen einem 
Jahr bis zum Schuleintritt“ (Vorlage Nr. 2017/1790) einstimmig gefasst. 
 
Hiernach ist vorgesehen, im Stadtteil Steinbüchel, also im näheren Umfeld des 
Plangebietes, drei weitere große Kindertagesstätten zu errichten. 
 
Es kann kurz- bis mittelfristig ein Angebot an neuen Kindertagesstätten im näheren 
Umfeld des Plangebietes zur Verfügung gestellt werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Umsetzung einer Kita wurde 
geprüft. Die Investition bietet hierzu keine Möglichkeit.  
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II/C 6: Fachbereich 612 – Generelle Planung 

(E-Mail vom 09.11.2020) 

 

 

Stellungnahme 
Aus der Begründung zum o.g. Bebauungsplan geht hervor, dass: „Im Plangebiet 
sollen rund 35 Wohneinheiten entstehen. Vorgesehen sind vorwiegend 
Wohneinheiten zwischen zwei und vier Zimmern. Somit sollen unterschiedliche 
Zielgruppen angesprochen werden….“ Weitere Ausführungen hinsichtlich der 
zielgruppenspezifischen Wohnformen sind nicht enthalten.   
  
Vor dem Hintergrund dieser Zielvorgabe sollten folgende Hinweise im 
Durchführungsvertrag/Städtebaulichen Vertrag Beachtung bzw. einer Regelung 
finden: 
  

1. Sozialer Wohnungsbau 

Mit der Vorlage 2019/3139 ist am 10.02.2020 vom Rat beschlossen worden: 
Bei Neubauvorhaben mit Planungsrecht wird eine verbindliche Mindestquote 
von 30 % für sozialen Wohnungsbau festgesetzt. 
In der Stellungnahme zur Vorlage 2019/3139 ist erklärt, dass eine verbindliche 
Mindestquote in B-Plänen nicht direkt festgesetzt werden kann. Deshalb 
müsste bei dem o.g. Projekt mittels eines städtebaulichen Vertrages die Quote 
von mind. 30 % mit dem Investor vereinbart werden. Wie die Quote von 30% 
umgesetzt werden soll, ist nicht beschlossen worden. 
 

2. Altengerechte Wohnformen 

Auf Grundlage des geplanten Nahversorgungszentrums mit arrondierenden 
Dienstleistungs- und Gastronomiebetrieben in Verbindung mit Wohnen sowie 
der kurzen Erreichbarkeit der geplanten Einrichtungen, sollte geprüft werden, 
ob für die vorgesehene Wohnnutzung altersgerechte Wohnangebote 
geschaffen werden könnten. Auch das Thema Barrierefreiheit/barrierefreie 
Umfeldgestaltung wäre dabei zu berücksichtigen. 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Zu Geförderter Wohnungsbau 
Im Rahmen der Koordinationsgespräche mit der Vorhabenträgerin wurde darauf 
hingewirkt, bezahlbaren Wohnraum bzw. sozial geförderten Wohnraum nach 
Möglichkeit unterzubringen. Wegen der Masse der bereits anderweitig zu 
berücksichtigenden zahlreichen Bindungen kann das Ziel des sozial geförderten 
Wohnungsbaus hier nicht zusätzlich verfolgt werden da sonst die Investition generell 
in Frage zu stellen wäre. 
Bei Neuvermietungen oder Eigentumsmaßnahmen sollen eher marktübliche Erträge 
berücksichtigt werden. Das durch die Planung ausgewiesene Wohnungsangebot 
wird eher als Beitrag dazu gesehen, dass anderweitig günstige Bestandswohnungen 
freigezogen und dem Markt zur Verfügung gestellt werden können. 
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Zu Altengerechte Wohnformen 
Die genaue Zielgruppenansprache der Wohnungen ist nicht Regelungsinhalt des 
Bebauungsplans. Städtebaulich ist jedoch ein barrierefreier Zugang zu allen 
Wohngebäuden vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Stellungnahme wird teilweise 
gefolgt. 
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II/C 7: Fachbereich 66/660 – Verkehrsplanung 

 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die im Rahmen des Vorhabens erforderlichen Maßnahmen zur Ertüchtigung der 
Verkehrsinfrastruktur sowie die Verpflichtung zu einem Grundstückstausch werden 
über den Durchführungsvertrag gesichert. In diesem Rahmen soll eine Ausbau- oder 
Erschließungsvereinbarung eingebracht werden. 

Insbesondere verpflichtet sich die Vorhabenträgerin zur dauerhaften Sicherung einer 
leistungsfähigen Verkehrsabwicklung am Knotenpunkt Teltower Straße/Berliner 
Straße die dafür erforderlichen Maßnahmen (Anpassung der Lichtsignalanlage (LSA) 
und Einrichtung einer Vorrangschaltung an der Berliner Straße zur Einmündung 
Teltower Straße) vorzunehmen. Die Realisierung der Maßnahmen wird über den 
Durchführungsvertrag gesichert. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich u.a. ein 
Schutzrohr für eine mögliche signaltechnische Nachrüstung im Bereich der Ein- und 
Ausfahrt der Berliner Straße im Bürgerstieg der Berliner Straße von der Einmündung 
Teltower Straße bis zur Zufahrt herzustellen. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich 
ferner, die Aufwendungen für die Erstellung der Beschilderung zu tragen, die durch 
das Vorhaben erforderlich wird.  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/C 8: Fachbereich 66/661 – Verkehrsplanung (Verwaltungsabteilung) 

 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die im Rahmen des Vorhabens erforderlichen Maßnahmen zur Ertüchtigung der 
Verkehrsinfrastruktur sowie die Verpflichtung zu einem Grundstückstausch werden 
über den Durchführungsvertrag gesichert.  
Darauf folgend wird ein zusätzlicher Ausbauvertrag über die Herrichtung der 
öffentlichen Erschließungsmaßnahmen eingebracht. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 9: Stabstelle Mobilität 

(15.10.2020) 

 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die vorhandenen Querungseinrichtungen werden gemäß „DIN 32984 – 
Bodenindikatoren im öffentlichen Raum“ barrierefrei ausgebaut. Die Maßnahme geht 
in den folgenden Ausbauvertrag über die Herrichtung der öffentlichen 
Erschließungsmaßnahmen ein. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird gefolgt. 


